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D rei Viertel der deutschen Mieter
sind zufrieden oder gar sehr zu-

frieden mit ihrer Wohnsituation. Diese
Erkenntnis zieht das Institut für Demo-
skopie Allensbach aus einer repräsenta-
tiven Studie im Auftrag des Wohnungs-
investors Wertgrund. Trotz der vielstim-
migen Klagen über angespannte Woh-
nungsmärkte gibt es eine einleuchten-
de Erklärung: Die meisten Haushalte le-
ben schon lange in ihrer Mietwohnung,
im Durchschnitt seit elf Jahren. In die-
sen langfristigen Mietverhältnissen
werden die Möglichkeiten der Mieter-
höhung selten ausgereizt, weil Vermie-
ter vor allem an einem guten Verhältnis
mit den Mietern interessiert sind. Das
gilt vor allem für private Vermieter, die
in der Rangliste der beliebtesten Ver-

mieter klar oben stehen: 78 Prozent ih-
rer Mieter sind zufrieden. Danach kom-
men Immobilienunternehmen mit 74
Prozent, das Schlusslicht bilden kom-
munale Vermieter mit 67 Prozent. Das
erstaunt dann doch. Aus der politi-
schen Diskussion in Berlin war zu ent-
nehmen, dass Immobilienunterneh-
men wie Deutsche Wohnen mit ihrer
„Profitorientierung“ der eindeutige Bö-
sewicht am Wohnungsmarkt sind. Aus
der Sicht der Berliner Regierung, aber
auch weiter Bevölkerungskreise gilt es
da einzugreifen, von einem Mietdeckel
für fünf Jahre bis hin zur debattierten
Enteignung größerer Wohnungsgesell-
schaften. Doch mit kommunalen, also
staatlichen Vermietern könnten die
Berliner in die Traufe geraten: Sie ver-
langen zwar deutlich geringere Warm-
mieten, vernachlässigen aber nach der
Umfrage das Verhältnis zum Mieter
und weisen Defizite bei der Hausver-
waltung und der Ausstattung der Woh-
nung auf.

Die Generation der Babyboomer kommt
jetzt ins Rentenalter. Ist der Immobilien-
markt darauf vorbereitet?

Leider nein. Die Babyboomer sind
nicht nur eine besonders geburtenstarke
Generation, sie erfreuen sich auch einer
hohen Lebenserwartung. Und mit dem Al-
ter steigt nun mal auch der Anteil der Pfle-
gebedürftigkeit. Das bedeutet, dass be-
reits in etwa zehn Jahren in Deutschland
mehr als vier Millionen Menschen pflege-
bedürftig sein werden. Um diese Heraus-
forderung zu stemmen, müssen mindes-
tens 340 000 zusätzliche Pflegeplätze ge-
schaffen werden. Und das ist nicht nur
eine Frage der dafür notwendigen Pflege-
kräfte. Das bedeutet auch, dass wir in der
nächsten Dekade rund 80 Milliarden
Euro in neue Pflegeimmobilien inves-
tieren müssen. Dennoch entstehen bisher
nicht einmal annähernd so viele neue sta-
tionäre Pflegeplätze, wie sie unsere Ge-
sellschaft eigentlich benötigt.

Die Branche investiert jetzt offenbar zu-
nehmend in ambulante Modelle. Warum?

Aufgrund von restriktiven Rahmenbe-
dingungen und sich ändernden Präferen-
zen bei Senioren und Politik entstehen
kaum noch neue Pflegeheime. Gleichzei-
tig wird seit Jahren ein Ausbau der ambu-
lanten Versorgung propagiert, nicht zu-
letzt auch mit dem Argument, dass da-
durch die Kosten der Pflege gesenkt wer-
den können. Und es ist sogar gesetzlich
vorgeschrieben, dass Patienten erst dann

Anspruch auf eine stationäre Behandlung
haben, wenn ein Behandlungsziel nicht
durch eine ambulante Versorgung er-
reicht werden kann. Die ambulante Pfle-
ge soll es richten, und entsprechend riesig
ist die aktuelle Nachfrage. Und da nicht
jede Wohnung für Pflegebedürftige geeig-
net ist, ist das auch eine Aufgabe für die
Immobilienbranche: Es fehlen etwa eine
halbe Million betreute Wohneinheiten
am Markt. Profi-Anleger setzen deshalb
jetzt verstärkt auf das Service-Wohnen
für Senioren, wie diese alternativen Ver-
sorgungsformen zunehmend genannt wer-
den. Wir sehen das mittlerweile als eine
neue Assetklasse.

Macht die Privatwirtschaft damit Sozial-
politik?

Nein, denn die veränderten Investi-
tionspräferenzen sind eine Reaktion auf
die gesetzlichen Rahmenbedingungen,
die sich wie ein enges Korsett um die sta-
tionäre Pflege legen und den Neubau
von Pflegeheimen erheblich erschwert
haben. Gleichzeitig stehen Pflegeheim-
betreiber in vielen Bundesländern auf-
grund der immer strengeren Einzelzim-
mer-Quoten unter starkem Druck. Das
sorgt für Innovationszwang und den neu-
en Fokus auf betreutes Wohnen, das we-
niger reguliert, flexibler und für die Be-
treiber zum Teil auch rentabler ist und in
vielen Fällen als Ergänzung zu bestehen-
den Pflegeheimen gebaut wird. De facto
wird die vom Staat vorgegebene Sozial-

politik durch die Privatwirtschaft ausge-
staltet. Projektentwickler und Betreiber
schaffen einerseits dringend benötigte
Pflegeplätze, aber auch Investmentobjek-
te, deren Renditen zum Teil höher als bei
klassischen Wohnprodukten liegen und
gleichzeitig aufgrund der alternden Ge-
sellschaft eine nachhaltige Wertentwick-
lung versprechen.

Aber bieten die gemeinnützigen Träger
nicht ein besseres Preisleistungsniveau
als die Privaten?

Wir arbeiten sowohl mit gemeinnützi-
gen als auch mit privaten Betreibern
von Pflegeheimen zusammen, und beide
Gruppen unterliegen den gleichen Sach-
zwängen. Die Personalkosten haben
sich bisher noch leicht unterschieden,
aber das ändert sich gerade und hat oh-
nehin nur in Einzelfällen zu einem ech-
ten Unterschied im Preis-Leistungs-Ver-
hältnis geführt. Der Druck ist bei beiden
hoch, das Korsett der Gesetzeslage
gleich eng. Letzten Endes braucht die
stationäre Pflege, egal ob öffentlich
oder privat, wie jede Betreiberimmobi-
lie ein fähiges Management – damit
steht und fällt auch die Qualität der Pfle-
ge. Und es sind nicht zuletzt gemeinnüt-
zige Träger, die ebenfalls das Potential
der betreuten Wohnformen für sich er-
kannt haben und maßgeblich an der Ent-
stehung der neuen Service-Wohnungen
mitwirken.
Die Fragen stellte Michael Psotta.
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